
§ 24 Landeskrankenhausgesetz (LKG), Berlin

(1)

(2)

(3) 

(4)

(5)

Jede Bezirksverordnetenversammlung wählt für die Dauer ihrer Wahlperiode für jedes Krankenhaus oder gemeinsam für 
mehrere Krankenhäuser des Bezirks nach Anhörung des Krankenhauses oder der Krankenhäuser eine Patientenfürspre-
cherin oder einen Patientenfürsprecher. Für Krankenhäuser mit mehreren örtlich abgegrenzten Betriebsteilen kann für jeden 
Betriebsteil eine Patientenfürsprecherin oder ein Patientenfürsprecher gewählt werden. Dienstkräfte von Krankenhäusern 
sind nicht wählbar. Die Bezirksverordnetenversammlung kann die Patientenfürsprecherinnen oder -fürsprecher abberufen. 
Die Patientenfürsprecherinnen oder -fürsprecher führen ihr Amt nach Ablauf der Wahlperiode oder im Falle eines vorzeitigen 
Ausscheidens bis zum Amtsantritt einer Nachfolgerin oder eines Nachfolgers weiter.

Die Bezirke stellen die Besetzung der Ämter der Patientenfürsprecherinnen und -fürsprecher sicher und erstellen ein Anfor-
derungsprofi l. Sie müssen die Ämter öff entlich ausschreiben.

Die Patientenfürsprecherinnen und -fürsprecher halten regelmäßig Sprechstunden in vom Krankenhaus zur Verfügung ge-
stellten geeigneten Räumlichkeiten ab, prüfen Anregungen und Beschwerden und vertreten die Anliegen der Patientinnen 
und Patienten und eigene Anliegen zur Krankenhausversorgung. Sie können sich mit Einverständnis der Patientin oder des 
Patienten jederzeit unmittelbar an die Krankenhausleitung, den Krankenhausträger und die zuständigen Behörden wenden. 
Die Krankenhausleitung, der Krankenhausträger und die zuständigen Behörden arbeiten mit den Patientenfürsprecherin-
nen und -fürsprechern zusammen, gehen Vorbringen nach und erteilen notwendige Auskünfte. Die Patientenfürsprecherin-
nen und -fürsprecher legen der Bezirksverordnetenversammlung und dem Krankenhaus einen jährlichen Erfahrungsbericht 
vor und nehmen dabei auch zur Situation der Krankenhausversorgung Stellung. Der Erfahrungsbericht wird im Internet ver-
öff entlicht.

Die Patientenfürsprecherinnen und -fürsprecher nehmen ein Ehrenamt wahr und erhalten eine Aufwandsentschädigung. 
Über die bei ihrer Tätigkeit bekannt gewordenen Tatsachen haben sie Verschwiegenheit zu bewahren.

Die Bestimmungen des Gesetzes über Hilfen und Schutzmaßnahmen bei psychischen Krankheiten bleiben unberührt.
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§ 24 Bremisches Krankenhausgesetz (BremKrhG)

(1)

(2)

(3) 

Für jedes Krankenhaus beruft die Senatorin für Bildung, Wissenschaft und Gesundheit auf Vorschlag der staatlichen De-
putation für Arbeit und Gesundheit und im Benehmen mit dem jeweiligen Krankenhausträger für die Dauer von vier Jahren 
mindestens eine Patientenfürsprecherin oder mindestens einen Patientenfürsprecher und deren Stellvertretung. Bedienste-
te des Krankenhausträgers werden nicht berufen. Die Patientenfürsprecherin oder der Patientenfürsprecher führt das Amt 
bis zur Wahl einer Nachfolgerin oder eines Nachfolgers.

Die Patientenfürsprecherinnen und Patientenfürsprecher prüfen Wünsche und Beschwerden der Patientinnen und Patienten 
und deren naher Angehöriger und vertreten deren Anliegen gegenüber dem Krankenhaus. Sie berichten den jeweils zustän-
digen Krankenhausgremien und legen der Deputation für Arbeit und Gesundheit jährlich einen gemeinsamen Erfahrungsbe-
richt vor. Sie können sich mit Einverständnis der betroff enen Patientin oder des betroff enen Patienten jederzeit unmittelbar 
an den Krankenhausträger und die Senatorin für Bildung, Wissenschaft und Gesundheit wenden. Im Übrigen sind die Pati-
entenfürsprecherinnen und Patientenfürsprecher zum Stillschweigen über alle Sachverhalte verpfl ichtet, die ihnen in dieser 
Eigenschaft bekannt werden.

Das Amt der Patientenfürsprecherin und des Patientenfürsprechers ist ein Ehrenamt. Diese sind bei ihrer Tätigkeit nicht 
weisungsgebunden. Für notwendige Auslagen und für Zeitversäumnis ist ihr oder ihm vom jeweiligen Krankenhaus eine an-
gemessene Entschädigung zu zahlen.
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§ 7 Hessisches Krankenhausgesetz (HKHG)

(1)

(2)

(3) 

(4) 

(5) 

Die Stadtverordnetenversammlungen der kreisfreien Städte und die Kreistage wählen mit der Mehrheit ihrer Mitglieder für 
die Dauer ihrer Wahlperiode eine oder mehrere Personen als Patientenfürsprecherinnen oder Patientenfürsprecher sowie 
deren Stellvertreterinnen oder Stellvertreter. Bei der Zahl der zu wählenden Patientenfürsprecherinnen oder Patientenfür-
sprecher sind Zahl und Größe der in dem Gebiet der kreisfreien Stadt oder des Landkreises vorhandenen Krankenhäuser 
zu berücksichtigen. Die Bestellung der Patientenfürsprecherinnen oder der Patientenfürsprecher und ihrer Stellvertreterin-
nen oder Stellvertreter erfolgt im Einvernehmen mit dem betroff enen Krankenhausträger.

Beschäftigte der Krankenhausträger des Versorgungsgebietes oder Mitglieder ihrer Organe sind nicht wählbar. Die Patien-
tenfürsprecherin oder der Patientenfürsprecher führt das Amt bis zum Amtsantritt einer Nachfolgerin oder eines Nachfolgers 
weiter.

Die Patientenfürsprecherin oder der Patientenfürsprecher prüft Anregungen und Beschwerden der Patientinnen und Patien-
ten und vertritt deren Anliegen. Sie oder er kann sich mit Einverständnis der betroff enen Patientin oder des betroff enen Pa-
tienten jederzeit und unmittelbar an die zuständigen Stellen wenden. Die Patientenfürsprecherin oder der Patientenfürspre-
cher hat alle Sachverhalte, die ihr oder ihm in dieser Eigenschaft bekannt werden, vertraulich zu behandeln. Sie oder er legt 
der Stadtverordnetenversammlung oder dem Kreistag jährlich einen Bericht vor. Der Bericht darf keine Angaben enthalten, 
die den Persönlichkeitsschutz von Patientinnen oder Patienten, Beschäftigten oder Besuchern des Krankenhauses verlet-
zen, Der Bericht ist zugleich dem betroff enen Krankenhausträger und dem für das Gesundheitswesen zuständigen Ministe-
rium zuzuleiten; auf Verlangen ist den Vertragsparteien nach § 18 Abs. 2 Nr. 1 und 2 des Krankenhausfi nanzierungsgeset-
zes in der Fassung vom 10. April 1991 (BGBl. I S. 886), zuletzt geändert durch Gesetz vom 23. April 2002 (BGBl. I S. 1412), 
Einsicht zu gewähren.

Das Krankenhaus ist zur Zusammenarbeit mit der Patientenfürsprecherin oder dem Patientenfürsprecher verpfl ichtet. Es 
geht ihrem oder seinem Vorbringen nach, erteilt ihr oder ihm die notwendigen Auskünfte und gewährt ihr oder ihm Zutritt.

Das Amt der Patientenfürsprecherin oder des Patientenfürsprechers ist ein Ehrenamt. Die Patientenfürsprecherin oder der 
Patientenfürsprecher erhält eine Aufwandsentschädigung. Im Übrigen gilt § 27 Abs. 1, 2, 3 Satz 1 und Abs. 5 der Hessi-
schen Gemeindeordnung, auch in Verbindung mit § 18 Abs. 1 Satz 1 der Hessischen Landkreisordnung. Die Kosten trägt 
die zuständige Gebietskörperschaft.
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§ 16 Niedersächsisches Krankenhausgesetz (NKHG)

(1)

(2)

(3) 

(4) 

Für jedes Krankenhaus ist das Amt einer Patientenfürsprecherin oder eines Patientenfürsprechers einzurichten.

Die Patientenfürsprecherin oder der Patientenfürsprecher hat die Aufgabe, das Vertrauensverhältnis zwischen den Patien-
tinnen und Patienten sowie ihren Angehörigen einerseits und dem Krankenhaus sowie den dort Beschäftigten andererseits 
zu fördern und dadurch auch zur Sicherung und Weiterentwicklung der Qualität der vom Krankenhaus erbrachten Leistun-
gen beizutragen. 2Zur Erfüllung dieser Aufgabe nimmt die Patientenfürsprecherin oder der Patientenfürsprecher insbeson-
dere Beschwerden und Anregungen (Anliegen) von Patientinnen, Patienten oder ihren Angehörigen (Betroff enen) entgegen, 
leitet sie an die zuständigen Stellen des Krankenhauses oder seines Trägers weiter, wirkt dort auf eine zügige und transpa-
rente Bearbeitung hin und teilt den Betroff enen nach Erledigung unverzüglich das Veranlasste mit. 3Die Patientenfürspre-
cherin oder der Patientenfürsprecher richtet regelmäßige Sprechstunden im Krankenhaus ein und stellt auch im Übrigen in 
geeigneter Form eine Erreichbarkeit für die Betroff enen sicher. 4Sie oder er soll die Betroff enen darüber beraten, an wel-
che anderen Stellen sie sich wegen ihrer Anliegen wenden können, sofern dies zur Erledigung der Anliegen im Einzelfall 
zweckmäßig erscheint. 5Auf Veranlassung und mit Einwilligung der Betroff enen kann sich die Patientenfürsprecherin oder 
der Patientenfürsprecher auch bei anderen Stellen für die Anliegen der Betroff enen einsetzen. 6Eine rechtliche Vertretung 
der Betroff enen, die Erbringung von Rechtsdienstleistungen im Sinne des Rechtsdienstleistungsgesetzes und eine medizi-
nisch-fachliche Beratung der Betroff enen gehören nicht zum Aufgaben- und Zuständigkeitsbereich der Patientenfürspreche-
rin oder des Patientenfürsprechers nach diesem Gesetz. 7Erhält die Patientenfürsprecherin oder der Patientenfürsprecher 
bei oder bei Gelegenheit ihrer oder seiner Tätigkeit Kenntnis von erheblichen Mängeln der Qualität der vom Krankenhaus 
erbrachten Leistungen, insbesondere solchen, die auf Risiken und Fehlerquellen in der Versorgung hindeuten, so hat sie 
oder er unverzüglich die zuständigen Stellen des Krankenhauses oder seines Trägers sowie das Fachministerium zu unter-
richten. 8Die Patientenfürsprecherin oder der Patientenfürsprecher hat gegenüber dem Krankenhaus auf die Beachtung von 
Patientenverfügungen hinzuwirken. 9Sie oder er berichtet den zuständigen Stellen des Krankenhauses regelmäßig und bei 
besonderer Veranlassung auch im Einzelfall schriftlich oder mündlich über ihre oder seine Tätigkeit. 10Außerdem legt sie 
oder er dem Krankenhausträger und dem Fachministerium jährlich einen schriftlichen Erfahrungsbericht vor.

Die Patientenfürsprecherin oder der Patientenfürsprecher darf die ihr oder ihm bei oder bei Gelegenheit ihrer oder seiner 
Tätigkeit bekannt gewordenen Geheimnisse, insbesondere die zum persönlichen Lebensbereich der Betroff enen gehören-
den Geheimnisse sowie Betriebs- und Geschäftsgeheimnisse des Krankenhauses und seines Trägers, auch nach Beendi-
gung ihrer oder seiner Tätigkeit, nicht unbefugt off enbaren. 2Personenbezogene Daten der Betroff enen dürfen nur mit deren 
Einwilligung vom Krankenhaus an die Patientenfürsprecherin oder den Patientenfürsprecher oder von dieser oder diesem 
an Dritte übermittelt werden. 3Tatsachen, die unter eine gesetzliche oder vertragliche Schweigepfl icht fallen, dürfen nur of-
fenbart werden, soweit eine entsprechende Entbindung von der Schweigepfl icht vorliegt.

Die Betroff enen haben das Recht, sich mit ihren Anliegen jederzeit an die Patientenfürsprecherin oder den Patientenfür-
sprecher zu wenden.
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§ 16 Niedersächsisches Krankenhausgesetz (NKHG) (weiter)

(5)

(6)

Das Krankenhaus hat die Patientinnen und Patienten in geeigneter Form über den Namen, die Aufgaben und Befugnis-
se sowie die Erreichbarkeit der Patientenfürsprecherin oder des Patientenfürsprechers zu informieren und dem Fachmi-
nisterium den Namen und die Anschrift der Patientenfürsprecherin oder des Patientenfürsprechers mitzuteilen. 2Das Kran-
kenhaus und sein Träger sind zur Unterstützung der Patientenfürsprecherin oder des Patientenfürsprechers verpfl ichtet. 
3Insbesondere hat das Krankenhaus der Patientenfürsprecherin oder dem Patientenfürsprecher geeignete Räume im Kran-
kenhaus für ihre oder seine Sprechstunden zur Verfügung zu stellen, ihr oder ihm auf Verlangen, soweit zulässig, die zur Er-
füllung ihrer oder seiner Aufgaben erforderlichen Auskünfte zu erteilen und ihr oder ihm Zugang zum Krankenhaus sowie 
zu den Patientinnen und Patienten zu gewähren, soweit keine überwiegenden betrieblichen oder gesundheitlichen Gründe 
entgegenstehen. 4Das Krankenhaus hat die von der Patientenfürsprecherin oder dem Patientenfürsprecher weitergeleite-
ten oder von den Betroff enen unmittelbar vorgebrachten Anliegen zügig und transparent zu bearbeiten und die Patientenfür-
sprecherin oder den Patientenfürsprecher sowie die Betroff enen zeitnah über das Veranlasste zu unterrichten. 5Der Kran-
kenhausträger soll der Patientenfürsprecherin oder dem Patientenfürsprecher eine angemessene Fort- und Weiterbildung 
anbieten und die dafür anfallenden Kosten übernehmen. 6Die Patientenfürsprecherin oder der Patientenfürsprecher hat ei-
nen Anspruch auf Zahlung einer angemessenen Aufwandsentschädigung für ihre oder seine Tätigkeit gegen den Kranken-
hausträger.

Der Krankenhausträger ist zuständig für die Berufung und Abberufung der Patientenfürsprecherin oder des Patientenfür-
sprechers. 2Für jedes Krankenhaus ist eine Patientenfürsprecherin oder ein Patientenfürsprecher sowie eine Stellvertre-
terin oder ein Stellvertreter zu berufen. 3Soweit es angesichts der Verhältnisse des Krankenhauses zur sachgerechten Er-
füllung der Aufgaben der Patientenfürsprecherin oder des Patientenfürsprechers zweckmäßig erscheint, sollen mehrere 
Personen als Patientenfürsprecherinnen, Patientenfürsprecher, Stellvertreterinnen oder Stellvertreter berufen werden. 4Be-
rufen werden kann nur, wer über die für die Aufgabenerfüllung erforderliche Zuverlässigkeit und Fachkunde, insbesonde-
re ausreichende Erfahrungen im Sozial- oder Gesundheitswesen verfügt. 5Berufen werden kann nicht, wer in einem Dienst- 
oder Beschäftigungsverhältnis zum Krankenhausträger steht oder diesem in anderer Weise, insbesondere als Organ oder 
Mitglied eines Organs angehört. 6Die Berufung erfolgt jeweils für drei Jahre; Wiederberufung ist zulässig. 7Die berufene 
Person ist zur Übernahme des Amtes nicht verpfl ichtet; hat sie es übernommen, führt sie es bis zur Amtsübernahme einer 
Nachfolgerin oder eines Nachfolgers aus. 8Eine Abberufung ist nur aus wichtigem Grund zulässig.9Die berufenen Perso-
nen werden ehrenamtlich tätig. 10Die Berufung begründet kein Dienst- oder Beschäftigungsverhältnis oder eine anderweiti-
ge Zugehörigkeit der berufenen Person zum Krankenhaus oder seinem Träger. 11Die berufenen Personen üben ihr Amt un-
abhängig aus und sind bei der Ausübung ihres Amtes keinen Weisungen unterworfen. 12Die berufenen Personen sind vom 
Krankenhausträgerauf ihre Pfl ichten hinzuweisen.
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§ 16 Niedersächsisches Krankenhausgesetz (NKHG) (weiter)

(7)

(8)

 

Das Fachministerium gibt Handlungsempfehlungen heraus, in denen insbesondere ein Leitbild für das Handeln der Patien-
tenfürsprecherin oder des Patientenfürsprechers beschrieben wird; die Handlungsempfehlungen sollen unter Beteiligung 
der betroff enen Interessenverbände erstellt werden und Erfahrungen aus der Praxis berücksichtigen. 2Kommt ein Kranken-
hausträger seiner Verpfl ichtung zur Berufung einer Patientenfürsprecherin, eines Patientenfürsprechers, einer Stellvertrete-
rin oder eines Stellvertreters nach Absatz 6 Satz 2 nicht nach, so kann das Fachministerium anordnen, dass der Kranken-
hausträger innerhalb einer bestimmten Frist das Erforderliche veranlasst. 3Kommt der Krankenhausträger einer Anordnung 
des Fachministeriums nach Satz 2 nicht innerhalb der Frist nach, so kann das Fachministerium seine Anordnung mit 
Zwangsgeld durchsetzen oder, falls ein Zwangsgeld nicht zweckmäßig ist, selbst anstelle und auf Kosten des Krankenhaus-
trägers eine Person berufen, die das Amt ausübt, bis der Krankenhausträger seiner Verpfl ichtung nachkommt (Ersatzvor-
nahme); Absatz 6 gilt im Übrigen insoweit entsprechend. 4Für das Zwangsgeld gelten die Vorschriften des Sechsten Teils 
des Niedersächsischen Polizei- und Ordnungsbehördengesetzes über das Zwangsgeld entsprechend. 5Das Fachministe-
rium ermittelt und bewertet die Erfahrungen bei der Anwendung der Absätze 1 bis 6 und des Satzes 1 sowie deren Auswir-
kungen und legt dem Landtag darüber bis zum 30. September eines jeden Jahres einen Bericht vor.

Soweit ein Krankenhaus nach § 135 a Abs. 2 Nr. 2 SGB V verpfl ichtet ist, nach Maßgabe des § 137 SGB V ein patienteno-
rientiertes Beschwerdemanagement durchzuführen, ergänzen die Regelungen in den Absätzen 1 bis 6 die betreff enden Be-
stimmungen. 2Die Patientenfürsprecherin oder der Patientenfürsprecher soll in einem solchen Fall Teil des patientenorien-
tierten Beschwerdemanagements sein und dieses ergänzen. 3Doppelstrukturen sollen im Rahmen des rechtlich Zulässigen 
möglichst vermieden werden.
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§ 25  Landeskrankenhausgesetz (LKHG) Rheinland-Pfalz

(1)

(2)

(3) 

Für jedes Krankenhaus ist vom örtlich zuständigen Kreistag oder Stadtrat einer kreisfreien Stadt für die Dauer seiner Wahl-
zeit im Einvernehmen mit dem Krankenhausträger eine Patientenfürsprecherin oder ein Patientenfürsprecher zu wählen. 
Für ein Krankenhaus können mehrere Patientenfürsprecherinnen oder Patientenfürsprecher gewählt werden; Patienten-
fürsprecherinnen oder Patientenfürsprecher können auch für mehrere Krankenhäuser gewählt werden. Vor der Wahl sol-
len Vorschläge örtlich bestehender Patientenverbände und Selbsthilfegruppen sowie sonstiger im Hinblick auf den Versor-
gungsauftrag des Krankenhauses relevanter Organisationen eingeholt werden. Bedienstete des Krankenhausträgers sind 
nicht wählbar. Die Patientenfürsprecherinnen und Patientenfürsprecher führen ihr Amt bis zur Wahl einer Nachfolgerin oder 
eines Nachfolgers weiter.

Die Patientenfürsprecherinnen und Patientenfürsprecher nehmen als Ansprechpartnerinnen oder Ansprechpartner Anregun-
gen und Beschwerden von Patientinnen und Patienten oder deren Bezugspersonen entgegen und prüfen sie. Sie vertreten 
deren Anliegen mit ihrem Einverständnis gegenüber dem Krankenhaus und der zuständigen Behörde, berichten in den zu-
ständigen Gremien des Krankenhauses über ihre Tätigkeit und legen der zuständigen Behörde jährlich einen Erfahrungs-
bericht vor. Die Patientenfürsprecherinnen und Patientenfürsprecher sind zur Verschwiegenheit über alle Sachverhalte ver-
pfl ichtet, die ihnen in dieser Eigenschaft bekannt werden.

Das Amt der Patientenfürsprecherinnen und Patientenfürsprecher ist ein Ehrenamt. Für die Wahrnehmung dieses Ehrenam-
tes ist von dem Landkreis oder der kreisfreien Stadt eine angemessene Aufwandsentschädigung zu zahlen.
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§ 8 Saarländisches Krankenhausgesetz (SKHG)

(1)

(2)

(3) 

(4)

(5)

Der Krankenhausträger bestellt jeweils für die Dauer von fünf Jahren für jedes Krankenhaus eine Patientenfürsprecherin 
oder einen Patientenfürsprecher. Bedienstete des Krankenhausträgers oder Mitglieder seiner Organe können nicht bestellt 
werden.

Das Krankenhaus teilt den Namen und die Anschrift der Patientenfürsprecherin oder des Patientenfürsprechers der Kran-
kenhausaufsichtsbehörde mit. Es gibt den Patientinnen und Patienten Name, Anschrift, Sprechstundenzeit und Aufgaben-
bereich der Patientenfürsprecherin oder des Patientenfürsprechers in geeigneter Weise bekannt. Der unmittelbare Zugang 
zur Patientenfürsprecherin oder zum Patientenfürsprecher muss gesichert sein.

Die Patientenfürsprecherin oder der Patientenfürsprecher vertritt die Interessen der Patientin oder des Patienten gegen-
über dem Krankenhaus im Rahmen dieses Gesetzes. Sie oder er prüft Anregungen, Bitten und Beschwerden der Patientin-
nen und Patienten und wird grundsätzlich nur auf ausdrücklichen Wunsch der Patientin oder des Patienten tätig. Sie oder er 
kann sich mit schriftlichem Einverständnis der Patientin oder des Patienten unmittelbar an die Krankenhausleitung, den
Krankenhausträger und sonstige zuständige Institutionen oder Behörden wenden. Sie oder er hat über alle Angelegenheiten 
Stillschweigen zu wahren, die ihr oder ihm in dieser Eigenschaft bekannt werden.

Die Patientenfürsprecherin oder der Patientenfürsprecher wird vom Krankenhaus in ihrer oder seiner Arbeit unterstützt. Der 
jeweilige Krankenhausträger soll der Patientenfürsprecherin oder dem Patientenfürsprecher eine angemessene Fort- und 
Weiterbildung ermöglichen. Die Krankenhausleitung geht dem Vorbringen der Patientenfürsprecherin oder des Patientenfür-
sprechers nach und erteilt ihr oder ihm die notwendigen Auskünfte. Die Patientenfürsprecherin oder der Patientenfürspre-
cher ist in Ausübung ihres oder seines Amtes nicht an Weisungen gebunden. In regelmäßigen Abständen legt sie oder er 
dem Krankenhausträger und der Krankenhausleitung einen schriftlichen Erfahrungsbericht vor.

Das Amt der Patientenfürsprecherin oder des Patientenfürsprechers ist ein Ehrenamt. Es handelt sich um eine betreuende 
Tätigkeit, für die die Patientenfürsprecherin oder der Patientenfürsprecher vom Krankenhaus eine Aufwandsentschädigung 
erhält.
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§ 19b Thüringer Krankenhausgesetz (ThürKHG)

(1)

(2)

(3) 

(4)

Die Krankenhäuser bestellen jeweils für die Dauer von fünf Jahren für jeden Standort einen Patientenfürsprecher. Dieser 
führt das Amt bis zur Bestellung eines Nachfolgers aus. Beschäftigte des Krankenhausträgers oder Mitglieder seiner Orga-
ne können nicht bestellt werden. Das Krankenhaus unterstützt den Patientenfürsprecher bei seiner Arbeit.

Der Patientenfürsprecher nimmt Anregungen und Beschwerden von Patienten und deren Angehörigen entgegen und prüft 
sie. Er kann sich mit schriftlichem Einverständnis des Patienten oder der Angehörigen an Vertreter des Krankenhauses oder 
sonstige zuständige Institutionen oder Behörden wenden. Er ist über alle Angelegenheiten, die ihm im Zusammenhang mit 
der Tätigkeit bekanntwerden, zum Stillschweigen verpfl ichtet.

Der Patientenfürsprecher übt das Amt ehrenamtlich aus und erhält vom Krankenhausträger eine Aufwandsentschädigung. 
Für ihn können ein oder mehrere Stellvertreter bestellt werden.

Das Thüringer Gesetz zur Hilfe und Unterbringung psychisch kranker Menschen in der Fassung vom 5. Februar 2009 
(GVBl. S. 10) in der jeweils geltenden Fassung bleibt von Absatz 1 bis 3 unberührt.
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